
45/2010 7. November 2010

KirKirKirKirKirccccchenzhenzhenzhenzhenzeitungeitungeitungeitungeitung
die neuedie neuedie neuedie neuedie neue

€€€€€ 1,-

Kirchennot führt zu deutscher „Dialoginitiative“
Wie in Österreich wird sie gleichfalls im Sand verlaufen

Papst nährt Hoffnung auf Rehabilitation von Bischof Krenn
Die italienische Fassung von Gabriele Wastes Buches „Der
Wahrheit die Ehre“ über St. Pölten und die causa Krenn
durfte dessen Herausgeber Reinhard Dörner, Leiter des
„Kardinal-van-Galen-Kreises“, am 20. Oktober Papst Be-
nedikt XVI. höchstpersönlich überreichen, berichtete das
deutsche „Christoferuswerk“.

Zudem konnte Dörner dem Papst
auch eine briefliche Solidaritäts-
erklärung des emeritierten Bi-
schofs von Anapolis, Manoel
Pestana Filho, zu einer Petition
zwecks Rehabilitierung des ab-
gesetzten St. Pöltener Bischofs
Kurt Krenn übergeben. Filho
gilt als einer der zentralen För-
derer des „Engelwerks“.
Nach Dörners Angaben hätte
Benedikt XVI. zum Abschluss
der Begegnung gesagt: „Gottes
Segen für alles, was Sie tun!“
Daraus zog der Leiter der „papst-

treuen Vereinigung in Deutsch-
land“ den Schluss, dass der Papst
nicht nur dem eigenen Engage-
ment („Pressemeldungen, Prote-
sten, Petitionen etc.“) zustimme,
sondern auch dem Buch über St.
Pölten, das die angeblich unfaire
Medienkampagne und die inner-
kirchlichen Intrigen gegen Bi-
schof Kurt Krenn und seine Mit-
arbeiter Ulrich Küchel und Wolf-
gang Rothe kritisch hinterfrage.
Diese Audienz „könnte die Hoff-
nung der Bischof-Krenn-Freunde
beflügeln, dass sich im Vatikan hin-

sichtlich der causa St. Pölten viel-
leicht noch etwas bewegen könn-
te, auch wenn dies wohl kaum im
Handumdrehen der Fall sein wird.“

Erst Sexskandale führen zu einem gewissen Umdenken in der
Hierarchie: Wie vor zwölf Jahren in Österreich fühlen sich
jetzt die deutschen Bischöfe zu einer großen „Dialoginitiative“
gedrängt. Anstoß war in Wien der Groer-Skandal, in Berlin
die Missbrauchs-Krise. Beobachter vermuten, dass auch in
Deutschland alles im Sand verlaufen wird.

„Väter“ der versuchten Dialo-
ge waren die jeweiligen Vorsit-
zenden der Bischofskonferen-
zen: in Österreich Bischof Jo-

hann Weber, in Deutschland
Erzbischof  Robert Zollitsch.
Weber hat sich damit in Rom
keine Freunde gemacht, Zollitsch

wird bei den jüngsten Kardinals-
ernennungen übergangen.

Distanz zwischen
„Hirten“ und „Herde“

Zollitsch – er hat in seiner Erz-
diözese Freiburg eine Inter-
netumfrage gestartet – möchte
einen breit angelegten „Dialog-
und Reflexionsprozess“ zu The-

men, die für das Leben der Kir-
che in Deutschland „von beson-
derer Dringlichkeit“ sind, wie
er gegenüber der Katholischen
Nachrichtenagentur betont.
Vor der herbstlichen Bischofs-
versammlung hatte er von ei-
ner zu großen Distanz zwischen
„normalen Gläubigen“ und den
Bischöfen gesprochen.

Fortsetzung auf Seite 3.

Katholischer EU-Ratspräsident fordert Kirchenreform
Der tiefgläubige EU-Ratspräsident Herman Van Rompuy hat
sich für Reformen in seiner katholischen Kirche ausgespro-
chen. Innerhalb der Kirche seien zum Teil noch alte, undemo-
kratische Strukturen intakt, kritisierte er gegenüber der bel-
gischen Tageszeitung „Le Soir“.

Van Rompuy erklärte weiter,
durch die Missbrauchsskandale
werde sein Glaube nicht in

Zweifel gebracht: „Trotz allem
bleibe ich in der Kirche. Mein
Leben wird von meinem Ge-

wissen bestimmt, nicht von
Satzungen.“
Er habe seine persönlichen

Überzeugungen niemals ver-
steckt. Ihm sei nie jemand be-
gegnet, der seinen Glauben lä-
cherlich gefunden habe, viel-
mehr habe er Respekt erfah-
ren. Bis vor einigen Jahren sei
es in seiner Heimat Flandern
fast nötig gewesen, sich da-
für zu entschuldigen, ein gläu-

biger Mensch zu sein. Inzwi-
schen gebe es zwar eine
Entwicklung in eine andere
Richtung. In der intellektuellen
und pseudointellektuellen Elite
bestehe diese Tendenz aber
weiter.

Fortsetzung auf Seite 3.

EU-Ratspräsident
Herman Van Rompuy.

Romhaftung
In einem APA-Interview zeigt Kardinal Christoph Schönborn Ver-
ständnis für den personellen Umbau der Diözese Eisenstadt durch
deren neuen Bischof. Er habe „mit Interesse gesehen, dass seine
neuen priesterlichen Mitarbeiter alle ihre Verpflichtungen als
Pfarrer weiterhin wahrnehmen.“ Das sei „gut für die Bodenhaf-
tung seines Teams.“
Bodenhaftung, die im Ernstnehmen der Sorgen des gläubigen
Volkes wurzelt, wird ansonsten wenig gewünscht. Sonst käme es
nicht zur Distanz zwischen „normalen Gläubigen“ und Bischö-
fen, wie deren deutscher Vorsitzender jüngst betrübt feststellte.
In Deutschland will man jetzt – wie einst in Österreich – einen
großen Dialogprozess beginnen. Wetten, dass auch hier alle gro-
ßen Fragen wie Bischofsernennungen, Mitarbeit und Mitbestim-
mung durch Laien, Sexualmoral, Zölibat und Frauenweihe nicht
angegangen werden?
Ein Buch und eine Petition „pro Bischof Krenn“ durften jüngst
Benedikt XVI. höchstpersönlich überreicht werden, Kirchen-
reformer werden hingegen nie in seine Nähe gelassen. Die öster-
reichische Pfarrerinitiative kann davon ein Lied singen.
Ernstnehmen der „einfachen Priester“ und „normalen Gläubi-
gen“? Verbundenheit mit dem kirchlichen Volksboden? Pfui! Nur
wer Romhaftung signalisiert, ist gefragt.                      P. Udo
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Papst Benedikt XVI. hat die
Wissenschaftler aufgefordert,
ihre ethische Verantwortung
wahrzunehmen. Sie sollten Er-
kenntnisgewinn und Nutzen-
orientierung mit der Suche
nach dem Gerechten und Gu-
ten verbinden.

In Kuba wird erstmals seit 50
Jahren ein neues Priester-
seminar eröffnet.

Italien. Der Anti-Mafia-Kampf
der Kirche dürfe sich nicht auf
Bosse und Clans beschränken,
sondern müsse allen Formen
des organisierten Verbrechens
gelten. Diese Forderung erhob
die jüngste Vollversammlung
der Sizilianischen Bischofskon-
ferenz.

Ecuador. Die Ecuadorianische
Bischofskonferenz hat Präsi-
dent Rafael Correa zu einem
Kurswechsel aufgefordert, „um
die kritischen bürgerlichen
Stimmen zu integrieren“.

Österreich

Niederösterreich. Das Kin-
dergartenreferat der Diözese
St. Pölten hat sein 25-jähriges
Bestehen gefeiert. Die von der
Ordensfrau Ulrike Schauss-
berger geleitete Institution pu-
bliziert die vierteljährlich er-
scheinenden „Kiref-Nachrich-
ten“ (Auflage: 4.500).

Steiermark. Der burgenländi-
sche Altbischof Paul Iby hat am
Nationalfeiertag in Mariazell an
die Bedeutung des Bittgebets zur
„Großen Schutzfrau Öster-
reichs“ erinnert.

Kärnten. Nach dem Vorbild der
großen Stadtmission in Wien
veranstalten die Pfarren der
Stadt Villach vom 30. Oktober
bis 8. Dezember eine „Villach-
er Stadtmission“.

In KürzeKAÖ-
Vizepräsidentin

geht in die Politik

„Das Recht in Würde zu sterben
muss in die Verfassung“

Mehr als 7.000 Teilnehmer bei
Tauferneuerungsaktion „33 Schritte“

Bereits mehr als 7.200 Gläu-
bige haben sich in der Diöze-
se St. Pölten zur geistigen
Erneuerungsaktion „33
Schritte - mit Maria zu Je-
sus!“ angemeldet.

Die 33-tägigen „Exerzitien im
Alltag“ beginnen am 5. Novem-
ber. Anhand eines Vorberei-
tungsheftes, das man nach der

Anmeldung zugeschickt be-
kommt, bereiten sich die Teil-
nehmer dann zu Hause auf die
Tauferneuerung am 8. Dezem-
ber vor.
Enthalten sind darin u.a. Gebe-
te, Betrachtungen und Papst-Zi-
tate. Die Texte kann man allei-
ne lesen und beten. In manchen
Pfarren sind auch Treffen zum
gemeinsamen Gebet und Aus-
tausch geplant.

Regina Petrik, Vizepräsiden-
tin der Katholischen Aktion
Österreich (KAÖ), wechselt in
die Politik.

Die Tochter der beiden verstor-
benen Pioniere des Laien-
apostolats in Österreich, Eva
und Josef Petrik, wurde zur
Landesgeschäftsführerin der
Grünen im Burgenland ge-
wählt und wird diese Funkti-
on ab November ausüben. Um
mögliche Unvereinbarkeiten
mit dem gesellschaftspoliti-
schen Engagement in der Kir-
che zu vermeiden, zog sich
Petrik mit sofortiger Wirkung
aus dem Präsidium der KAÖ
zurück.

Die Präsenz von Laienchristen
in der Politik wird kirchli-
cherseits immer wieder als
wünschenswert angesehen.
Christen sind in allen demokra-
tischen Parteien präsent; in
Leitungsfunktionen bei den
Grünen wechselten zuletzt ne-
ben Petrik auch andere expo-
nierte Kirchenmitarbeiter wie
der ehemalige Caritas-General-
sekretär Stefan Wallner oder die
frühere Leiterin des Afroasiati-
schen Instituts in Graz, Astrid
Polz-Watzenig.

Kirche in England kann Papstbesuch
nur schwer bezahlen

Die katholische Kirche in England und Wales hat laut einem
Pressebericht offenbar Mühe, die Kosten für den Großbritan-
nien-Besuch von Papst Benedikt XVI. im heurigen September
zu zahlen.

Nach Informationen der Zei-
tung „The Guardian“ (Ausga-
be 28. Oktober) schuldet die
Kirche der Regierung noch
rund 3,5 Millionen Pfund, um-
gerechnet rund 4 Millionen
Euro.
Die Gesamtkosten des Papst-
besuchs belaufen sich auf rund
20 Millionen Pfund (knapp 23
Millionen Euro). Davon hat die
Regierung eine Hälfte übernom-
men, weil es sich um einen

Staatsbesuch handelte.
Die restlichen zehn Millionen
muss die Kirche zahlen. Bisher
hat sie laut dem Zeitungsbericht
allerdings nur 6,5 Millionen
Pfund (7,5 Millionen Euro)
durch Spenden und den Verkauf
eines Gebetbuchs zum Papst-
besuch aufbringen können. Der
restliche Betrag muss bis April
2011 an die Regierung gezahlt
werden, die einen Großteil der
Kosten vorgestreckt hat.

„Hospizbetreuung ist ein Menschenrecht“: Diese Aussage stand
im Zentrum einer Pressekonferenz am 29. Oktober vormit-
tags in Wien mit Vertretern der Caritas, dem Dachverband
Hospiz Österreich, der Vinzenz Gruppe und dem Roten Kreuz.

„Jeder Mensch hat das Recht
auf eine würdevolle und umfas-
sende Begleitung bis zu seinem
Lebensende“, betonte Dachver-
band-Hospiz-Präsidentin Wal-
traud Klasnic, „wir fordern,
dass das Recht in Würde zu
sterben in der Bundesver-
fassung verankert wird“. Cari-
tas-Präsident Franz Küberl be-
kräftigte, dass der Zugang zu
Hospizbegleitung keine Frage
von „Brieftasche und Wohnort“
sein dürfe.
Vor knapp zehn Jahren hatten
sich alle Parteien im Parlament

gemeinsam zu einer umfassen-
den Hospizbegleitung bekannt.
Eine flächendeckende Versor-
gung sei aber nach wie vor nicht
gegeben, so der stellvertretende
Generalsekretär des Österreichi-
schen Roten Kreuzes, Werner
Kerschbaum. Erforderlich wäre
ein Ausbau von stationären Hos-
pizen, von Palliativstationen in
Krankenhäusern und von mobi-
len Hospizteams. Darüber hinaus
solle der Hospizgedanke in alle
Gesundheits- und Pflegeeinrich-
tungen Eingang finden, so
Kerschbaum.

Regina Petrik.

Politik hat Ängste vor Islam ignoriert
Die europäischen Politiker
haben nach Auffassung des
vatikanischen Ökumene-Mi-
nisters, Erzbischof Kurt
Koch, die Probleme mit dem
Islam „furchtbar unter-
schätzt“.

Die Ängste der Bürger seien
nicht ausreichend wahr- und
ernstgenommen worden, sagte
der frühere Bischof von Basel,
der beim Konsistorium am 20.
November die Kardinalswürde
erhält, am 29. Oktober in einem
Interview der Tageszeitung
„Die Welt“.
Koch verwies auf die Volksab-
stimmung über Minarette in der
Schweiz. Das Schweizer Par-
lament - der Bundesrat - habe
die Frage nach dem äußeren

Ausdruck des islamischen
Glaubens einfach in das Bau-
recht abschieben wollen. Man
habe nicht bemerkt, welche
Ängste sich an die Minarett-
frage geheftet hätten.
Einen großen Konfliktherd mit
den Muslimen sieht der künf-
tige Kardinal beim Verhältnis
von Religion und Staat. Das
Christentum habe während
seiner langen Geschichte ler-
nen müssen, dass nur die kla-
re Trennung zwischen Staat
und Religion der Kirche einen
angemessenen Raum in der
Gesellschaft zuweise. „Das ist
für Muslime schwer nachvoll-
ziehbar“, sagte der Präsident
des Päpstlichen Rates zur För-
derung der Einheit der Chri-
sten.
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„Dialog für Österreich“ Vorbild für Deutschland

EU-Ratspräsident fordert Reformen
Fortsetzung von Seite 1.

Fortsetzung von Seite 1.
Die deutsche Plattform „Wir
sind Kirche“ begrüßt die Dia-
loginitiative
Der Regensburger Bischof Ger-
hard Ludwig Müller hat bereits
Gespräche über „Sexualmoral,
Zölibat und Weihe von Frauen zu
Diakoninnen“ ausgeschlossen.

Vorbild Österreich

„Der Dialog für Österreich – ein
Vorbild für Deutschland?“ Un-

ter diesem Titel veröffentlichte
„liborius.de“ am 28. Oktober ei-
nen kritischen Kommentar von
Henning Klingen. 1998 habe
Österreichs Kirche zu einer gro-
ßen Dialoginitiative geladen,
doch der Dialog sei abrupt ab-
gebrochen worden: „Die Re-
formdynamik machte den Ver-
antwortlichen Angst.“
Höhe- und zugleich Endpunkt
des österreichischen Prozesses
sei eine wohldokumentierte
„Delegiertenversammlung“ im

Oktober 1998 in Salzburg ge-
wesen, bei der sich die Teilneh-
mer u. a. mit Mehrheit für die
Einführung des Frauendia-
konats ausgesprochen hätten.

Müdigkeit und Erschöpfung

Es soll einen schriftlichen Be-
scheid aus Rom gegeben haben,
den Dialogprozess in Österreich
zu beenden.
Klingen: „In Österreich hat es
zwölf Jahre gedauert, bis die
Scherben zusammengekehrt
und neue Dialogversuche unter-
nommen wurden –etwa mit ei-
nem großen Kongress der
Pfarrgemeinderäte gemeinsam

mit den Bischöfen im Frühjahr
dieses Jahres, oder mit der In-
itiative ´Apostelgeschichte
2010´, einem Dialogprojekt der
Erzdiözese Wien. Die großen
Themen – von der ́ Gotteskrise`
bis zur ́ Menschenkrise´, wie sie
am Beginn des Dialogs für
Österreich standen – sind da-
bei allerdings kaum mehr prä-
sent; man wechselt pfarr-
gemeindliches Kleingeld, Mü-
digkeit und Erschöpfung in den
großen Fragen herrscht vor.
Fragende und Befragte stehen
ratlos gegenüber, was bleibt, ist
ein liturgisch gerahmtes Zusam-
menrücken einer weiter
schrumpfenden Herde.“

Ein überzeugter Katholik

Herman Achille Van Rompuy ist
ein christdemokratischer flämi-
scher Politiker, der es bis zum
belgischen Premierminister
brachte. Seit 1. Dezember 2009
ist er Präsident des Europäi-
schen Rates. Nach der Matura
an einer katholischen Privat-
schule studierte er an der Ka-
tholischen Universität Löwen,
wo er seinen Bachelor in Philo-

sophie und den Mastertitel in
Betriebswirtschaftslehre erhielt.
Der 63-jährige vierfache Vater
zieht sich dreimal im Jahr zu
geistliche Übungen in das Klo-
ster Affligem zurück. Hier be-
tet, dichtet und schreibt er –
Bücher wie „Das Christentum
– eine moderne Lehre“.
Auf seiner Homepage veröf-
fentlicht er regelmäßig Gedich-
te und auch Gebete: http://
hermanvanrompuy.typepad.com/

„Auch bei Protestanten wächst
kein attraktiver Nachwuchs heran“

Die Kirchen haben heute we-
der die Kraft, Menschen zum
Gottesdienst zu bewegen,
noch dazu, junge Menschen
zum Vollzeitengagement bzw.
zu Missionsaufgaben zu moti-
vieren.

Das betonte der Münchner Pro-
fessor für evangelische Systema-
tische Theologie, Friedrich Wil-
helm Graf, bei der Zweiten „Denk
ich an Deutschland“-Konferenz,
die in Dresden stattfand.
Junge Katholiken wollten kaum
noch Priester werden, und bei
den Protestanten wachse „kein
attraktiver Nachwuchs“ heran,
so Graf, der auch Mitglied der
Bayerischen Akademie der Wis-
senschaften ist:
„Nunmehr wird der Beruf des
evangelischen Pfarrers zu ei-
nem Frauenberuf. Junge Frau-
en, meistens eher mit einem
kleinbürgerlichen Sozialisa-
tionshintergrund, ich sag mal,
eher Muttitypen als wirklich In-

tellektuelle und irgendwie eine
Form von Religiosität, in der
man Kuschelgott mit schlech-
tem Geschmack verbinden
kann.“ Das sei auf Dauer eine
für die evangelische Theologie
bedrohliche Entwicklung, mein-
te Graf.

Professor
Friedrich Wilhelm Graf.

Entfremdungsprozess zwischen
Frauen und Kirche schreitet voran

Die deutsche Bildungsministe-
rin Annette Schavan - sie war
lange Vizepräsidentin des Zen-
tralkomitees der deutschen
Katholiken (ZdK) - drängt auf
eine stärkere Rolle von Frau-
en in der Kirche.

Ohne Frauen sei das Gemeinde-
leben in Deutschland nicht vor-
stellbar. Zugleich sei die Kirche
„auf der Ebene von Amt und Lei-
tung eine Kirche der Männer“,
betont Schavan in dem In-
terviewbuch „Gott ist größer, als
wir glauben“, das in Berlin vor-
gestellt wurde. Darin kritisiert sie
die Kirchenführung als zu ängst-
lich im Umgang mit dem The-
ma. Diese „Diskrepanz“ führt
nach ihrem Eindruck zu einem
stark zunehmenden Entfrem-
dungsprozess zwischen den
Frauen und der Kirche „und
längst auch zwischen den Gläu-
bigen und der Kirche“.
Daran änderten auch „verein-
zelte Ordinariatsrätinnen und
wenige Theologieprofesso-
rinnen“ augenscheinlich nichts.
So sei die Zahl der Theologie-
studentinnen seit langem rück-
läufig. „Frauen haben in der
Kirche kaum Berufsperspek-
tiven“, bemängelt Schavan.
Die Kirche verzichte auf einen
wirksamen Einsatz der Cha-
rismen der Frauen, ihrer beson-
deren geistlichen Begabung.
Damit beschleunige sich der
Erosionsprozess von Kirche.
Dabei wollten Theologinnen
nicht, „- wie ihnen oft vorge-
worfen wird - den Zugang zum
Amt, wie es heute existiert“.
Vielmehr sprächen sie von ei-
ner Weiterentwicklung der
Theologie des Amtes. Aber
schon die Forderung nach ei-
ner ergebnisorientierten Debat-
te wecke Ängste. „Ich vermag
nicht zu erkennen, dass sich

daran in absehbarer Zeit etwas
ändert“, erklärt die Ministerin. Die
Kirche lebe zu sehr mit der Be-
fürchtung, dass hinter den For-
derungen der Frauen modernisti-
sche Tendenzen stünden.
Im Zusammenhang mit dem
Missbrauchsskandal mahnt die
CDU-Politkerin die Kirche zu
„mehr Demut im Umgang mit
dem Scheitern anderer“ und zur
strikten Verpflichtung auf
Wahrhaftigkeit. Der Schaden,
den die Skandale nach sich zö-
gen, sei groß, „und es wird lan-
ge dauern, bis die Kirche ihre
Glaubwürdigkeit wiederge-
winnt.“
Dialogunfähigkeit habe zu
schlimmeren Auswüchsen ge-
führt, als sie sich das in ihrer
Zeit als ZdK-Vizepräsidentin bis
2005 habe vorstellen können.
Der Missbrauchsskandal und
„Verfehlungen von Amtsträgern
bis hin zum Rücktritt“ des
Augsburger Bischofs Walter
Mixa seien auch Ausdruck von
falsch verstandener Autorität,
von Selbstgerechtigkeit und un-
terdrückter Kommunikation, so
die CDU-Politikerin.

Bildungsministerin
Annette Schavan.
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Kirchennahe Organisationen forcieren Protest
gegen Einsparungen bei Familien

Erzbischof Leonard sorgt erneut
für Empörung

Der Vorsitzende der Belgi-
schen Bischofskonferenz,
Erzbischof Andre-Joseph
Leonard, hat mit neuen Äu-
ßerungen zu Kindesmiss-
brauch in der Kirche Entrü-
stung ausgelöst.

So hatte sich Leonard im belgi-
schen Fernsehen gegen eine
unterschiedslose Anprangerung
aller Missbrauchstäter in der
Kirche ausgesprochen. Wenn
es sich um pensionierte oder
sehr alte Geistliche handle, so
müsse man die Opfer fragen,
ob es wirklich in ihrem Inter-
esse sei, „dass ein 85-jähriger
Priester jetzt plötzlich angepran-
gert und öffentlich verunglimpft
wird“. „In der Mehrheit der
Fälle wohl nicht“, vermutete
Leonard.
Selbstverständlich müssten
Missbrauchstäter sich der
Schwere ihres Vergehens be-
wusst werden, erklärte der Erz-
bischof. Aber wenn sie nicht
mehr im Amt seien und keine
Verantwortung mehr trügen, sei
er nicht sicher, ob Rache, die
kein konkretes Ergebnis brin-
ge, die menschlich angemesse-
ne Lösung sei.
Belgische Politiker und Opfer-
anwälte nannten die Äußerun-
gen am Donnerstag schockie-
rend. Leonards Sprecher erklär-
te, der Erzbischof habe nur ein
wenig mehr Menschlichkeit in
die Debatte bringen wollen.
Auch Sozialisten und Liberale
kritisierten die Äußerungen. Es

sei nicht Sache Leonards, über
den angemessenen Umgang mit
Missbrauch in der Kirche zu
befinden. Durch seine Aussa-
gen setze der Erzbischof Miss-
brauchsopfer abermals unter
Druck. Das Leiden der Opfer
nehme auch nicht mit Eintritt
des Rentenalters ein Ende, hieß
es bei den Sozialisten.
Seitens der Liberalen hieß es,
Straflosigkeit für Kindesmiss-
brauch dürfe es in einem
Rechtsstaat nicht geben. Die
Entscheidung über die Aufnah-
me von Strafverfahren sei aus-
schließliche Sache der Justiz, in
die sich die Kirche nicht einzu-
mischen habe. Ihre Arbeit habe
zudem nichts mit Rache zu tun.
Opferanwälte kritisierten, der
Erzbischof habe abermals aus der
Perspektive der Täter gespro-
chen. Nötig sei es aber, die Op-
fer in den Mittelpunkt des Den-
kens und Handelns zu rücken.

Erzbischof
Andre-Joseph Leonard.

Zahlreiche kirchennahe und kirchliche Organisationen - dar-
unter der Katholische Familienverband, die caritas, die Ka-
tholische Jugend, Jungschar und „aktion leben“ - haben sich
dem Chor der kritischen Stimmen zu den Budgetsanie-
rungsplänen der Bundesregierung insbesondere im Familien-
bereich angeschlossen.

Nachdem Kardinal Christoph
Schönborn in einer ersten Re-
aktion von einem „falschen Si-
gnal“ sprach und „Familien-
bischof“ Klaus Küng am 27.
Oktober in einem offenen Brief
an Finanzminister Josef Pröll
ein Überdenken der Sparpläne
forderte, rufen verschiedene
Organisationen nun zu offenem
Protest gegen die Sparpläne
auf.
So spricht der Katholische
Familienverband Österreichs
(KFÖ) etwa offen von einer

„familienpolitischen Schande“,
die das Budget für Österreich
darstelle. Gegen aktuelle Werbe-
einschaltungen der Regierung
gelte es festzuhalten, dass sich
das Budget „nicht sehen lassen
kann“, so KFÖ-Präsident Cle-
mens Steindl. Aus diesem
Grund weist der KFÖ auf die
weiterhin stark frequentierte
Protest-Website www. familien
protest.at hin, wo bereits Hun-
derte im „Protestbuch“ ihrem
Ärger über die Sparmaßnahmen
Luft gemacht haben.

Mehrkindfamilien, Studierende
und junge Arbeitssuchende
müssten für Budgetdefizite be-
zahlen, die nicht von ihnen ver-
ursacht wurden. Der Politik
stünde es daher gut an, so Steindl,
„die Verursacher der Krise zu

Armut: Zahl der Caritas-Klienten
um 25 Prozent gestiegen

deren Beseitigung heranzuziehen
und nicht die Familien als Bud-
getsanierer zu missbrauchen“.
„Völlig unverständlich“ sei
weiters, dass die Regierung alle
Facheinwände zum Budget-
entwurf einfach ignoriere.

Rund 6.000 Menschen in
Österreich müssen mit weni-
ger als zwei Euro pro Tag aus-
kommen.

Das hat Caritas-Präsident Franz
Küberl am 28. Oktober zum Start
der Novemberkampagne der Ca-
ritas betont. „Deine Spende kann
Wunder wirken“: Mit diesem Slo-
gan lenkt die Caritas bei ihrer dies-
jährigen Inlandshilfe-Sammlung
die Aufmerksamkeit auf die
wachsende Armut in Österreich
und wirbt um Solidarität in Form
von Spenden.
Rund eine Million Menschen le-
ben in Österreich in Armut oder
sind von Armut bedroht. Küberl:
„Die Zahl der von den Caritas-
Sozialberatungsstellen betreuten
Menschen ist 2009 im Vergleich
zum Vorjahr um rund 25 Prozent
gestiegen.“ 129.000 Menschen in
Österreich könnten ihre Wohnun-
gen nicht mehr warm halten.
Daher forderte der Caritas-Prä-
sident, dass die 100 Millionen

Euro, die der Budgetplan der Re-
gierung für die thermische Sa-
nierung vorsieht, in armuts-
gefährdete Haushalte gesteckt
werden.

Hilfe für 50.000 Menschen
Über 50.000 Menschen erhiel-
ten 2009 Beratung und finanzi-
elle Hilfe in einer der österreich-
weiten 36 Caritas-Sozialbe-
ratungsstellen. Insgesamt zahl-
te die Caritas über 2,7 Millio-
nen Euro an Soforthilfe aus. Das
Geld wird für die nötigsten Aus-
gaben verwendet wie Wohnko-
sten, Energie oder Lebensmit-
tel.
26 Obdachloseneinrichtungen
der Caritas, darunter neun Mut-
ter-Kind-Häuser, bieten woh-
nungslosen Menschen ein Dach
über dem Kopf. 30 Beschäf-
tigungsprojekte sind zudem für
viele Langzeitarbeitslose der er-
ste Schritt, um auf dem Arbeits-
markt wieder oder auch erstmals
Fuß zu fassen.

Kreuze und Miniröcke
Mit Unverständnis haben
Kreise aus der griechisch-ka-
tholischen Kirche in der Ukra-
ine auf die neue Kleider-
ordnung für Regierungs-
mitarbeiter reagiert.

Die vom Kabinett in Kiew be-
schlossene Verordnung verbie-
tet seit 1. Oktober in Regie-
rungsgebäuden das offene Tra-
gen von Kreuzanhängern.
Wörtlich heißt es darin: „Der
moderne Trend, Kreuze über
der Kleidung zu tragen, ist eine
Verletzung der Traditionen des
orthodoxen Christentums.“
Ausdrücklich wird darauf ver-
wiesen, dass sich orthodoxe
Gläubige „im Gegensatz zu Ka-
tholiken“ das christliche Sym-
bol nur unter der Kleidung um-
hingen.
Nach Ansicht der Direktorin
des Instituts für Religion und
Gesellschaft der Katholischen
Universität Lwiw (Lemberg),

Lesia Kowalenko, steht die Ver-
ordnung im Widerspruch zur
Verfassung. Staat und Kirche
seien getrennt, sagte die Juri-
stin dem ukrainischen Online-
Portal RISU.
Die Nähe der Regierung zur
orthodoxen Kirche überrasche
sie allerdings nicht. Das Parla-
ment habe etwa unlängst eine
Menschenrechtsresolution auf
der Grundlage eines Dokuments
der russisch-orthodoxen Kirche
beschlossen.
Der neue Dress-Code schreibt
Frauen und Männern einen
„konservativen“ Kleidungsstil
vor. Dieser sei ein „Nachweis
der Sachkenntnis der Mitarbei-
ter“. Untersagt sind demnach
u.a. auch kurze Röcke und
Stöckelschuhe. Ein Pressefoto-
graf sei bereits an einem Re-
gierungsgebäude abgewiesen
worden, weil er eine Freizeit-
hose getragen habe, berichtete
RISU.
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„Wahnsinnsprojekt“ Belo Monte muss gestoppt werden

EU-Grenzen wie Berliner Mauer
Die „Festung Europa“ nehme
„Tausende tote Flüchtlinge in
Kauf, von denen niemand et-
was wissen will“.

An den EU-Außengrenzen herr-
sche eine „beispiellose Brutalität“,
die der europäischen Demokra-
tie unwürdig sei und die Zivil-
gesellschaft herausfordere. Das
hat der Journalist und Men-
schenrechtsaktivist Elias Bierdel
bei seinem Festvortrag in Wien
beim diesjährigen Reformations-
empfang der evangelischen Kir-
chen betont.
Bierdel verglich die Außen-
grenzen der EU mit der Berliner
Mauer und den Grenzanlagen des
Eisernen Vorhangs, denen sie „bis
ins letzte Detail“ ähnelten. Die Vor-
kommnisse stünden im Wider-
spruch zu allem, „wozu wir im
Glauben stehen müssen“.
Bierdel wurde als Leiter der
Hilfsorganisation „Komitee Cap
Anamur“ bekannt. Er war 2004
an der Rettung von 37 afrika-
nischen Flüchtlingen beteiligt,
die auf ihrer Überfahrt nach Eu-
ropa im Mittelmeer in Seenot
geraten waren. Drei Wochen

lang wurde dem Rettungsschiff
die Einfahrt in den nahe gele-
genen italienischen Hafen ver-
boten. Im Anschluss wurden
Bierdel sowie der Kapitän und
der erste Offizier wegen
„Schlepperei“ festgenommen,
es drohten sogar mehrjährige
Haftstrafen. Der Freispruch
erfolgte erst im Oktober 2009.

Journalist und Menschen-
rechtsaktivist Elias Bierdel.

Hindu-Politiker fordert
mehr staatlichen Schutz für Christen

Der Gouverneur des indi-
schen Bundesstaats Kar-
nataka, Hans Raj Bhardwaj,
hat sich für mehr staatlichen
Schutz für Christen in Indi-
en ausgesprochen.

Der Staat habe die Verpflich-
tung, die Rechte religiöser Min-
derheiten zu bewahren. Nie-
mand dürfe sich schikaniert
fühlen, sagte der Hindu wäh-
rend einer Veranstaltung zum
Besuch des Erzbischofs von
Canterbury, Rowan Williams,
im indischen Bangalore.
Die Gewalt gegen Christen in
Indien hatte im August 2008
mit einem ungeklärten Mordan-
schlag auf einen radikalen
Hinduführer begonnen.
Im Bundesstaat Orissa wurden
damals bei vermeintlichen Ra-
cheakten laut Behördenangaben
mindestens 22 Christen getötet
und viele verletzt. Kirchennahe
Quellen sprechen von mehr als

50 Toten. Der Mob zerstörte
rund 1.500 Häuser und brann-
te 50 Kirchen nieder; etwa
50.000 Christen flohen. In
Karnataka hielten Ausschreitun-
gen gewalttätiger Hindus gegen
Christen an.

Gouverneur
Hans Raj Bhardwaj.

Das Megastaudamm-Projekt
Belo Monte am Xingu-Fluss
muss gestoppt werden: das
hat der austro-brasilianische
Bischof Erwin Kräutler bei
einem Besuch in Eisenstadt
betont.

Kräutler - vor wenigen Wochen
mit dem „Alternativen Nobel-
preis 2010“ ausgezeichnet -
sprach von einem „Wahnsinns-

projekt“, das den Amazonas-
zufluss Xingu aufstauen und
zerstören würde. 30.000 Men-
schen müssten umgesiedelt
werden, ein Drittel der Provinz-
hauptstadt Altamira stünde un-
ter Wasser.
Noch dazu komme der gewon-
nene elektrische Strom nicht
der Bevölkerung zugute, son-
dern werde hauptsächlich für
die Aluminiumproduktion benö-

tigt, kritisierte Kräutler: „Als
Bischof bin ich nicht nur für die
Menschen sondern auch für
deren Mitwelt verantwortlich.
So darf es nicht weitergehen
mit der Zerstörung der Natur.“
Schon jetzt zeigten sich die
dramatischen Folgen der Um-
weltzerstörung im Amazonas.
Die Trockenperioden würden
jedes Jahr zu einem größeren
Problem, schlug Bischof
Kräutler Alarm.
Noch habe er die Hoffnung
nicht aufgegeben, dass die
Verantwortlichen doch noch

ein Einsehen haben werden.
Als er 1965 nach Altamira ge-
kommen war, habe er noch
eine intakte Natur und einen
blühenden Regenwald vorge-
funden. Davon sei nun so gut
wie nichts mehr übrig. Sogar
am Oberlauf des Xingu seien
nur mehr zehn Prozent der ur-
sprünglichen Vegetation vor-
handen. Kahle Hügel und Weide-
flächen dominierten die Land-
schaft. Eine Ausnahme bildeten
nur mehr vereinzelte Indianer-
reservate, wo derzeit nicht
geschlägert werden darf.
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„72 Stunden ohne Kompromiss“
haben „die Realität verändert“

Seligsprechung der Österreicherin
Sr. Maix am 6. November

An Österreichs größter
Jugendsozialaktion, organi-
siert von der Katholischen
Jugend in Zusammenarbeit
mit „youngCaritas“ und dem
„Hitradio Ö3“, haben sich
mehr als 5.000 Jugendliche
beteiligt.

Unter dem Motto „72 Stunden
ohne Kompromiss“ haben sich
die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer in 400 Projekten enga-
giert und freiwillig mehr als

350.000 Arbeitsstunden gelei-
stet.
„Jugendliche sind sozial und
solidarisch - das beweist ihr En-
gagement bei ’72 Stunden ohne
Kompromiss’. Sie sind Vorbild

für die ganze Gesellschaft“, hob
Ingrid Zuniga , Vorsitzende der
Katholischen Jugend Öster-
reich (KJÖ) hervor. „Bei mei-
nen Projektbesuchen hat sich
mir immer wieder gezeigt, dass
Jugendliche, die sich kom-
promisslos für ihre Mitmen-
schen einsetzen, ihr Engage-
ment gerne weiterführen wol-
len.“ Die Begegnungen mit oft-
mals benachteiligten oder sozi-
al isolierten Personen sowie die
unterschiedlichsten Erfahrun-

gen, die die Jugendlichen wäh-
rend des Projekts machen,
wirkten über die Aktion hinaus
in den Teilnehmern nachhaltig
fort und eröffnen ihnen neue
Sichtweisen auf ihre Umwelt.

    Jugendliche bei ihrem Einsatz im St. Pöltner Frauenhaus.

Die österreichische Ordens-
gründerin Barbara Maix
(1818-1873) wird am Samstag,
6. November, in Brasilien se-
liggesprochen.

Die Feier im Gigantinho-Stadi-
on in Porto Alegre feiert der Prä-
fekt der vatikanischen Heilig-
sprechungskongregation, Erz-
bischof Angelo Amato.

Barbara Maix war die Tochter
eines kaiserlichen Hofbeamten
in Wien. Im Alter von 15 Jah-
ren hatte sie bereis beide Eltern
verloren und arbeitete als
Schneiderin. Später eröffnete
sie in Wien einen gut gehenden
Damensalon und ein Lehrlings-

heim, in dem sie auf ein christ-
liches Leben achtete.
Mit einigen Freundinnen ge-
meinsam wollte Maix in Wien
auch eine Schwesternkon-
gregation gründen. Als sie mit
dem Plan nicht vorankam und
zudem als Gegnerin der bürger-
lichen Revolution von 1848
auch wirtschaftlich in Proble-
me - durch Ausbleiben ihrer
früheren Kundschaft - geriet,
entschloss sie sich zur Emigra-
tion in das aufstrebende Brasi-
lianische Kaiserreich. Das Land
wurde damals von Dom Pedro
II., Sohn der Habsburgerin
Maria Leopoldine von Öster-
reich, regiert.
1849 gründete Maix in Rio de
Janeiro die Kongregation „Ir-
mas do Imaculada Coracao de
Maria“. Der Orden widmete
sich der Arbeit mit Straßen- und
Waisenkindern und dem Kampf
gegen die Sklaverei. Die
Schwestern setzten sich auch
als Pflegerinnen für verwunde-
te Soldaten während des Para-
guay-Kriegs 1864-70 ein.
Heute arbeiten die Schwestern
vor allem im Erziehungs- und
Gesundheitsbereich. Niederlas-
sungen finden sich außer in Bra-
silien unter anderem in Haiti,
Bolivien und Mocambique.
Für Schwester Barbara Maix
bestätigte der Vatikan am 27.
März ein Heilungswunder.

Tod und Trauer bei Jugendlichen
„Plötzlich bist du nicht mehr da“: Unter diesem Titel hat die
Katholische Jugend Österreich (KJö) ein Werkbuch für die
Begleitung Jugendlicher nach Todesfällen im privaten Umfeld
herausgebracht.

„Die Begleitung trauernder Ju-
gendlicher gehört zu den am mei-
sten herausfordernden Situatio-
nen eines Jugendleiters“, unter-
streicht die Autorin und Bildungs-
referentin der KJÖ, Magdalena
Reinthaler: „Wir haben gemerkt,
dass es hilfreich ist, wenn die
Begleiter in solchen Situationen
auf Textbausteine, Ritualvor-
schläge und Hintergrundwissen
zurückgreifen können.“
Das Werkbuch geht davon aus,
dass Teenager anders trauern
als Kinder und Erwachsene. Es
nimmt Bezug auf ihre Todesvor-
stellungen und Trauerreak-
tionen und versucht, die Frage
nach dem Warum aus dem
christlichen Glauben heraus zu
beantworten. Die Autoren stel-

len Rituale und Projekte aus der
Praxis der Katholischen Jugend
vor; weiters sollen Texte, Ge-
bete, Bibelstellen und Lieder
helfen, „das Unaussprechliche
zum Ausdruck zu bringen“.
„Wir können nicht verhindern,
dass junge Menschen sterben,
oder Jugendlichen das Erleben
von Verlust und die Konfronta-
tion mit Tod und Trauer erspa-
ren“, so Reinthaler. „Aber wir
können sie dabei unterstützen,
die Erfahrungen in ihr Leben zu
integrieren und neue Perspek-
tiven zu entwickeln.“
Das Werkbuch „Plötzlich bist
du nicht mehr da - Tod und
Trauer von Jugendlichen“ ist im
Tyrolia-Verlag erschienen und
kostet 14,95 Euro.

Katholische Jugend Deutschlands
boykottiert „Coca Cola“

Die deutschen katholischen
Jugendverbände wollen er-
neut „Coca Cola“-Produkte
boykottieren.

Das beschloss der Hauptaus-
schuss des Bundes der Deut-
schen Katholischen Jugend
(BDKJ) am 26. Oktober in Düs-
seldorf. „Coca Cola“ ignoriert
nach Ansicht des BDKJ Arbeits-
und Menschenrechtsverletzun-
gen an Mitarbeitern in Kolumbi-
en, die mit Drohungen an der
Vertretung und Durchsetzung
ihrer Interessen gehindert wür-
den. Zudem sei der Getränke-
hersteller verantwortlich für Um-
weltzerstörung in Indien.
Der BDKJ fordert von „Coca
Cola“ ebenso wie von allen
weltweit tätigen Unternehmen
die Sicherung menschenwürdi-
ger Arbeitsbedingungen und
den nachhaltigen Umgang mit
natürlichen Ressourcen. „Kein

Mensch sollte leiden müssen,
damit wir günstig einkaufen
können“, sagte der BDKJ-Bun-
desvorsitzende Dirk Tänzler.
Bereits 2007 hatte der BDKJ
zum Boykott des US-Getränke-
konzerns aufgerufen. Seitdem
habe es einen intensiven Dialog
mit „Coca Cola Deutschland“
gegeben, aber die Bedingungen
hätten sich nicht wesentlich
verbessert, hieß es. Der BDKJ
empfiehlt, Produkte mit Blick
auf ihre Herstellungsbedin-
gungen kritisch zu prüfen. Re-
gional produzierte und fair ge-
handelte Angebote seien die bes-
sere Wahl beim Einkauf.
Der BDKJ ist der Dachverband
von 17 katholischen Jugendver-
bänden und -organisationen mit
rund 660.000 Mitgliedern. Er
vertritt die Interessen von Kin-
dern, Jugendlichen sowie jun-
gen Erwachsenen in Politik,
Kirche und Gesellschaft.

Sr. Barbara Maix.


